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[bookmark: _Toc499702826][bookmark: _Toc33435839]§ 1 Vertragsgegenstand
1.1 Gegenstand dieser Rahmenvereinbarung ist die Durchführung von Elektroinstallationsarbeiten an den Standorten Hamburg, Bremen, Lüneburg (Los 1), Altenholz / Kiel (Los 2) und Rostock (Los 3) von Dataport sowie die Lieferung von Installationsmaterialien und – elementen.
1.2 Der Auftragnehmer übernimmt die Verantwortung dafür, dass die vertragsgegenständlichen Lieferungen und Leistungen entsprechend diesem Vertrag und seinen Anlagen ordnungsgemäß erbracht und den Bedarfsstellen alle benötigten Lieferungen und Leistungen jederzeit zu den vereinbarten Bedingungen zur Verfügung gestellt werden.
1.3 Für alle in diesem Vertrag genannten Beträge gilt einheitlich der Euro als Währung.
[bookmark: _Ref498341464][bookmark: _Ref498345985][bookmark: _Toc499702829][bookmark: _Toc33435840]§ 2 Preisliche Regelungen
[bookmark: _Toc106695787]2.1		Die angebotenen Preise sind Festpreise (ohne Umsatzsteuer) zzgl. der zum Zeitpunkt der Leistungserbringung gültigen Umsatzsteuer, und gelten für die gesamte Vertragslaufzeit. Sie beinhalten sämtliche Nebenkosten, einschließlich der Kosten für die Lieferung in die vom Auftraggeber bezeichneten Räume. Die Übernahme von Fracht-, Speditions-, Verpackungs- oder sonstigen im Leistungsverzeichnis nicht genannten Kosten durch den Auftraggeber ist ausgeschlossen.
2.2		Materialkosten, Reisezeiten, Reisekosten und Nebenkosten sind im Tagessatz enthalten. Nachforderungen durch den Auftragnehmer sind ausgeschlossen, soweit die Parteien keine Änderung der Leistungen vereinbaren. 
2.3	Die Fälligkeit der Leistungen erfolgt monatlich nachträglich entsprechend von Leistungsnachweisen.
[bookmark: _Toc229298765][bookmark: _Toc485153349][bookmark: _Toc33435841]§ 3 Geltungsbereich / Abrufberechtigung / Abnahmemengen

3.1 Die Bestellung von Leistungen aus dem Rahmenvertrag erfolgt direkt durch den Auftraggeber beim Auftragnehmer durch die Erteilung von Einzelaufträgen (Abrufe). Mit jedem Abruf kommt ein Einzelvertrag zwischen Auftraggeber und dem Auftragnehmer zustande. Die Anlieferungsstellen werden in den Abrufen benannt. 

3.2 Aufgrund des Rahmenvertrages besteht keine unmittelbare Abnahmeverpflichtung. Diese entsteht erst durch die jeweiligen gesonderten schriftlichen Bestellungen (Abrufe) zu den in den Preislisten genannten Konditionen. 

3.3 Bei den in den Preisblättern aufgeführten Mengenangaben handelt es sich um Schätzwerte, ermittelt auf der Grundlage des Bedarfs zum Zeitpunkt des Beginns des Vergabeverfahrens. Diese Zahlenangaben sind unverbindlich; aus ihnen können keine Ansprüche abgeleitet werden. Für die Leistung maßgebend ist der tatsächliche Bedarf. Der Auftragnehmer muss auch die Bedarfe liefern, die über den geschätzten Mengen liegen.

[bookmark: _Toc208303021][bookmark: _Toc245626429][bookmark: _Toc485153350][bookmark: _Toc33435842]§ 4 Abrufverfahren

4.1 Sämtliche Abrufe aus diesem Rahmenvertrag werden im Wege eines vereinfachten Verfahrens durch die abrufenden Stellen mit Abrufaufträgen erteilt, in denen die relevanten Bestelldaten wie z. B. Bestell-Nr., Anzahl, Preise, Liefertermine, Lieferadressen, Ansprechpartner, Dienstleistungen aufgeführt sind. 

4.2 Der Auftragnehmer wird den Auftragseingang in schriftlicher Form einen Tag nach geklärtem Auftragseingang unter Mitteilung von Lieferumfang, Preis und Liefertermin bestätigen. Sofern einem Abrufauftrag vom Auftragnehmer nicht innerhalb von 3 Werktagen schriftlich widersprochen wird, wird dieser mit seinem Bestelldatum wirksam.

4.3 Jeder individuelle Abrufauftrag stellt einen Einzelvertrag dar, der den Bestimmungen dieses Rahmenvertrages unterliegt. 

4.4 Abrufe können bis zum letzten Tag der Laufzeit des Vertrages erfolgen. Die Vertragslaufzeit bezieht sich auf das Bestelldatum, nicht auf das Lieferdatum.

[bookmark: _Toc386593277][bookmark: _Toc482767997][bookmark: _Toc210630495][bookmark: _Toc343588027][bookmark: _Toc469580485][bookmark: _Toc33435843]§ 5 Vertragslaufzeit
5.1 Die Vertragslaufzeit beginnt mit dem Zuschlag, frühestens jedoch am 01.04.2020 und endet am 31.03.2022. Die Laufzeit des Vertrages verlängert sich zweimal um jeweils ein weiteres Jahr zu den ursprünglichen Vertragskonditionen, wenn der Vertrag nicht spätestens drei Monate vor Ablauf der Laufzeit vom Auftraggeber schriftlich gekündigt wird. Der Vertrag endet spätestens zum 31.03.2024, ohne dass es einer besonderen Kündigung bedarf. Für die im Vertragszeitraum erfolgten Abrufe gelten sämtliche sich auf die ordnungsgemäße Erbringung der Leistungen beziehende Regelungen (z.B. Gewährleistung, Pflege, Datenschutz) auch über das Ende des Rahmenvertrages hinaus.
5.2 Der Auftraggeber kann diesen Rahmenvertrag einseitig um 3 Monate verlängern, wenn das für den Nachfolgevertrag erforderliche Vergabeverfahren nicht rechtzeitig beendet werden konnte und ansonsten ein „vertragsloser“ Zustand bestünde. Diese Verlängerung muss schriftlich bis 3 Monate vor Ablauf der Vertragslaufzeit gegenüber dem Auftragnehmer mitgeteilt werden.
5.3 Bei einem schwerwiegenden Verstoß gegen die Vertragspflichten kann der Auftraggeber diesen Rahmenvertrag ohne Einhaltung einer Frist schriftlich kündigen.
[bookmark: _Toc33435844]§ 6 Rechnungsstellung
6.1	Rechnungen sollen möglichst ausschließlich per E-Mail im Format PDF als Anlage unter Angabe der Dataport-Bestellnummer im Betreff an die Adresse 

dataportlieferantenrechnungen@dataport.de

	versendet werden. Andere Formate können nicht verarbeitet werden. Es soll nur jeweils eine Rechnung pro E-Mail versendet werden. Anlagen zur Rechnung sind dieser E-Mail in einer gesonderten Datei im Format PDF mit der ergänzenden Bezeichnung „Anlage“ im Dateinamen beizufügen. 
[bookmark: _Toc303331723]6.2	Die Rechnung kann alternativ auch schriftlich in Papierform eingereicht werden (Dataport, Anstalt des öffentlichen Rechts, RS 9, Billstraße 82, 20539 Hamburg). 
6.3	Die Rechnung ist grundsätzlich in Übereinstimmung mit dem Angebot mit den Festpreisen ohne Umsatzsteuer aufzustellen. Von den Festpreisen sind alle vereinbarten Nachlässe, Skonti usw. abzuziehen. Zu dem verbleibenden Nettorechnungsbetrag ist neben dem Steuersatz die Umsatzsteuer am Schluss der Rechnung in einem Betrag gesondert hinzusetzen und der geforderte Rechnungsbetrag, der die Umsatzsteuer einschließt, aufzuführen. 
6.4	Die Rechnungstellung hat auf Basis der im Preisblatt genannten Mengen- und Preiseinheiten zu erfolgen.
6.5	Für selbstständige Teilleistungen (Teillieferungen) können nach Vereinbarung Teilrechnungen eingereicht werden. 
6.6	Soweit Abschlags- oder Vorauszahlungen vereinbart sind, sind in den Rechnungen hierüber der zutreffende Steuersatz und die darauf entfallende Umsatzsteuer offen auszuweisen. Diese Steuerbeträge sind in der Schlussrechnung vom Gesamtbetrag der Umsatzsteuer wieder abzusetzen. 
6.7	Der Auftragnehmer wird die Rechnungsstellung für die erbrachten Lieferungen und Leistungen gemäß den Vorschriften des § 14 Umsatzsteuergesetz vornehmen. Dies gilt unabhängig von ggf. vereinbarten Zahlungsplänen.
6.8	Rechnungen ohne Angabe der Bestellnummer können vom Auftraggeber nicht bearbeitet werden. Sollte die Bestellnummer fehlen und es daraufhin zu einer verspäteten Zahlung kommen, ist diese Verzögerung nicht vom Auftraggeber zu vertreten. 
6.9	 Zahlungen erfolgen innerhalb von 30 Tagen nach Rechnungstellung.

[bookmark: _Toc33435845]§ 7 Datenschutz und Verschwiegenheit
7.1	Dataport unterliegt bei der Verarbeitung personenbezogener Daten den Vorschriften der einschlägigen Landesdatenschutzgesetze (zzt. die Datenschutzgesetze der Dataport-Träger-Länder Schleswig-Holstein, Hamburg, Bremen, Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern und Niedersachen) sowie der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung)

7.2	Der Auftragnehmer hat – auch nach Beendigung und Abschluss des Vergabeverfahrens – über die ihm dabei bekannt gewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. Er hat hierzu auch die mit der Sache befassten Mitarbeiter zu verpflichten.

7.3	Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die Regelungen der DSGVO einzuhalten.
[bookmark: _Toc33435846]§ 8 Sicherheitsüberprüfungen
8.1	Aufgrund des Dataport‑Staatsvertrages in Verbindung mit dem Hamburger Sicherheitsüberprüfungsgesetz sind Räumlichkeiten von Dataport sicherheitsempfindliche öffentliche Bereiche. Der Auftragnehmer darf deshalb nur Personen einsetzen, die sich einer einfachen Sicherheitsüberprüfung nach der Verordnung zu § 34 des Hamburgischen Sicherheitsüberprüfungsgesetzes unterzogen haben und deren Zuverlässigkeit danach gegeben ist. An Stelle dieser Sicherheitsüberprüfung kann die Zuverlässigkeit der eingesetzten Personen auch durch Vorlage einer Bestätigung über die durchgeführte Sicherheitsüberprüfung nach dem Gesetz über die Voraussetzungen und das Verfahren von Sicherheitsüberprüfungen des Bundes (Sicherheitsüberprüfungsgesetz - SÜG) vom 20.04.1994 oder nach den entsprechenden landesrechtlichen Bestimmungen eines anderen Bundeslandes nachgewiesen werden

[bookmark: _Toc33435847]§ 9 Sonstige Vereinbarungen
9.1	Der Auftragnehmer benennt im Angebot einen verantwortlichen Ansprechpartner. Der Auftraggeber wird diesen nach Zuschlagserteilung mitteilen.
9.2	Die gesamte Kommunikation zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber im Rahmen der Durchführung des Vertrages ist mündlich und schriftlich in deutscher Sprache zu führen. Ebenso sind sämtliche vom Auftragnehmer an den Auftraggeber im Rahmen der Durchführung des Vertrages zu übergebende Unterlagen in deutscher Sprache abzufassen.
9.3	Auf diesen Vertrag und die sich daraus ergebenden rechtlichen Beziehungen zwischen den Vertragsparteien ist ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss aller Vorschriften des Deutschen Internationalen Privatrechtes anwendbar. Die Anwendung des Rechts eines dritten Staates einschließlich dessen Vorschriften zum Kollisionsrecht sowie auch die Anwendung des UN-Kaufrechtes sind ausdrücklich ausgeschlossen.
9.4	Ein Streitfall berechtigt den Auftragnehmer nicht, die zu erbringenden Leistungen zu unterbrechen oder endgültig einzustellen. 
9.5	Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform gemäß § 126 BGB. Dies gilt auch für den Verzicht auf das Schriftformerfordernis.
9.6	Erfüllungsort ist der jeweilige Ort der Leistungserbringung. 
9.7	Gerichtsstand ist Kiel.
9.8	Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages oder der Vergabeunterlagen oder der in Bezug genommenen Unterlagen unwirksam sein oder werden, so wird hierdurch die Wirksamkeit der übrigen Vertragsbestimmungen und/oder Unterlagen nicht berührt. Das gleiche gilt, soweit sich herausstellen sollte, dass der Vertrag oder eine Unterlage eine Regelungslücke enthält. Anstelle der unwirksamen, undurchführbaren Bestimmung oder zur Ausfüllung der Lücke soll eine angemessene Regelung gelten, die dem am nächsten kommt, was die Vertragsparteien vereinbart hätten, sofern sie bei Abschluss des Vertrages oder bei der späteren Ergänzung einer Bestimmung diesen Punkt bedacht hätten.
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